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1 Anlass und Ziel der Bebauungsplanänderung 

Der Gemeinderat der Gemeinde Nußloch hat am 26.07.2023 den Aufstellungsbe-

schluss für den Bebauungsplan „Jahnstraße, 2. Änderung“ beschlossen. 

Die Gemeinde Nußloch hat die Absicht, mit der Planänderung ein innerörtliches 

Entwicklungspotential durch Nachverdichtung im Bestand gemäß der im Gemein-

deentwicklungskonzept getroffenen Zielsetzung zu aktivieren. Der Bebauungsplan 

als Steuerungsinstrument gestattet, eine intensivere Nutzung vorhandener Grund-

stücke zu ermöglichen und damit die Dichte der Bebauung zu erhöhen.  

Im Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“ sind aktuell Gauben im reinen 

Wohngebiet (WR) ausgeschlossen. Die Gemeinde möchte den Eigentümern dort 

die Möglichkeit einräumen, Gauben aufzubauen und so zusätzlichen Wohnraum 

zu schaffen. Darüber hinaus soll der Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“ 

auf weitere Nachverdichtungspotentiale geprüft und der Bebauungsplan auf einen 

zeitgemäßen Stand gebracht werden. Hierfür ist eine Änderung des Bebauungs-

planes notwendig.  

2 Verfahrenswahl und Prüfung der Voraussetzungen des § 13a BauGB  

Bebauungspläne, die der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdich-

tung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, können im be-

schleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB durchgeführt werden. Das beschleu-

nigte Verfahren entspricht im Wesentlichen dem für geringfügige Planänderungen 

möglichen vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB. Die Pflicht zur frühzeitigen 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit entfällt. 

Der Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, 

wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO oder 

einer Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt weniger als 

20.000 m². Bei einer Grundfläche über 20.000 m² bis weniger als 70.000 m² muss 

eine Einzelfallprüfung durchgeführt und nachgewiesen werden, dass der Bebau-

ungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen verursacht. 

Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 

von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 

2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von 

der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 BauGB 

abgesehen. Monitoringmaßnahmen nach § 4c BauGB sind ebenfalls nicht durch-

zuführen. Die Auswirkungen der Planung auf die Umwelt sind allerdings auch wei-

terhin abwägungspflichtig. Lediglich die formalen Anforderungen, die mit der förm-

lichen Umweltprüfung verbunden sind, entfallen. 

Bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung ist ein naturschutzrechtlicher Aus-

gleich für Eingriffe in die Natur und Landschaft nicht erforderlich, soweit die in dem 

Bebauungsplan festgesetzte Grundfläche 20.000 m² nicht überschreitet (§ 13a 

Abs. 2 Nr. 4 BauGB).  
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Für einen Teilfläche entlang der Hauptstraße und südlich der Jahnstraße wird die 

zulässige GRZ von 0,3 auf 0,35 bzw. 0,4 erhöht.  

Bei einem Änderungsbebauungsplan ist ausschließlich auf die geänderten bzw. 

ergänzten Grundflächen abzustellen, die eine neue Flächeninanspruchnahme 

auslösen, soweit der zu ändernden Bebauungsplan (Ursprungsplan und Teilände-

rungspläne) vor dem Inkrafttreten der Plan-UP-RL aufgestellt worden sind. Dies ist 

hier der Fall, da der Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“ bereits seit dem 

14.02.1986 rechtskräftig ist.  

Die bereits überplanten Flächen werden als Bestand bewertet, die nicht zu berück-

sichtigen sind.  

Flächenstatistik zur Ermittlung der nach GRZ zusätzlich bebaubaren Fläche in m²: 

28.290 Geltungsbereich 

-2.999  Straßen 

- 238  Grünfläche 

25.053 Wohnbaufläche 

-18.304 Wohnbaufläche GRZ 0,3 unverändert  

6.749 Wohnbaufläche GRZ-Erhöhung  

559 WA 1 bis WA 3 (5.592 * GRZ 0,1) 

58 WA 7 (1.157 * GRZ 0,05) 

616 Erhöhung Grundfläche (GR) durch Bebauungsplanänderung 

Die überbaubare Grundfläche erhöht sich durch die Bebauungsplanänderung ins-

gesamt weniger als 20.0 00 m². Die Überschreitungsmöglichkeiten bei der GRZ 

nach § 19 Abs. 4 BauNVO bleiben hier - rechtskonform - unberücksichtigt. 

Die Abwicklung des Verfahrens kann im beschleunigten Verfahren nach 

§ 13a BauGB erfolgen, da es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung han-

delt, für die der Bebauungsplan entsprechend § 13 a Abs. 4 BauGB geändert wer-

den soll.  

Bei der Planungsabsicht handelt es sich weder um ein UVP-pflichtiges Vorhaben 

noch sind europäische Vogelschutzgebiete oder FFH-Gebiete betroffen. Anhalts-

punkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten 

Schutzgüter liegen auch nicht vor. Die geplante Änderung hat keinen Einfluss auf 

die nach GRZ bebaubare Fläche, so dass die Vorgabe des § 13a Abs. 1 

Nr. 1 BauGB erfüllt bzw. nicht relevant ist.  
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3 Lage des Änderungsbereiches  

  

Abb. 1: Lage des Änderungsbereiches 
(Kartengrundlage: Daten- und Kartendienst der LUBW © 2023 Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg, bearbeitet) 

Der Bebauungsplan „Jahnstraße, 2. Änderung“ umfasst rund 2,8 ha und liegt nörd-

lich des Ortskernes von Nußloch im bestehenden Siedlungsgefüge. Im Westen 

wird er von der Hauptstraße, im Norden vom Seidenweg, im Osten von den rück-

wärtigen Grundstücksgrenzen der Bebauung an der östlichen Jahnstraße und im 

Süden von der Ringelgasse und den rückwärtigen Grundstücksgrenzen der Be-

bauung südlich der Jahnstraße begrenzt (s. Abb. 1 und Abb. 2) . 

Von der Änderung betroffen sind auf der Gemarkung Nußloch, Flur 0 folgende 

Flurstücke:  

1, 1/5, 1/6, 2, 2/1 und 3/1 (Jahnstraße), 3, 3/2, 3/4, 3/5, 14/1, 17 tw, 696 (Jahn-

straße), 966, 966/1, 966/2, 966/6, 970/4, 970/5, 970/6, 970/7, 970/8, 970/9, 970/10, 

970/11, 970/12, 970/13, 970/14, 970/15, 970/16, 970/17, 970/18, 970/19, 970/20, 

970/21, 971/1, 972, 973, 973/1, 974, 974/1, 974/2, 975/3, 975/4, 975/6, 977, 979, 

979/2 (Seidenweg), 980 tw (Seidenweg), 986, 986/1, 986/2, 986/3, 986/4, 986/,5, 

986/6, 986/7, 986/10, 986/8, 986/11, 9115/1 (Kothäckerweg), 9239 und 9242. 
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Abb. 2: Räumliche Verortung der Änderung  
(Kartengrundlage: Daten- und Kartendienst der LUBW © 2023 Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg, bearbeitet, genordet) 

4 Planungsvorgaben 

4.1 Rechtsgrundlagen 

Bei der Änderung des Bebauungsplanes sind insbesondere folgende Rechts-

grundlagen berücksichtigt worden: 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. 

Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 

2010. Letzte berücksichtigte Änderung: §§ 3, 5, 29, 51 und 74 sowie Anhang ge-

ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 41). 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 

I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 

1802) geändert worden ist. 

Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) i.d.F. vom 24.Juli 2000 (GBl. S. 

582, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.12.2020 

(GBl. S. 1095) m.W.v. 12.12.2020. 
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4.2 Flächennutzungsplan 

Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan 

zu entwickeln. Für den Änderungsbereich stellt der aktuell wirksame Flächennut-

zungsplan des Nachbarschaftsverbandes Heidelberg – Mannheim eine Wohnbau-

fläche dar. Es liegt bereits ein rechtkräftiger Bebauungsplan vor, der in seinen ge-

bietsbezogenen Festsetzungen im Wesentlichen unverändert bleibt. Die gebiets-

bezogenen Änderungen sind nicht Regelungsinhalt des Flächennutzungsplans. 

 

Abb. 3: Ausschnitt Flächennutzungsplan  
(Kartengrundlage: Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim, bearbeitet) 

4.3 Gemeindeentwicklungskonzept 

Die Gemeinde Nußloch verfügt über ein Gemeindeentwicklungskonzept „Strategie 

Nußloch 2035“ (die STEG, 2021), das einen Weg für die Nußlocher Gemeindeent-

wicklung der kommenden Jahre aufzeigt und hierfür Themenfelder, Ziele und kon-

krete Maßnahmen benennt.  

Das Gemeindeentwicklungskonzept benennt als Zielsetzung „durch Innenentwick-

lung (bezahlbaren) Wohnraum schaffen“. Der Schwerpunkt der Wohnbauentwick-

lung soll demnach für die Gemeinde Nußloch vorrangig auf der Innenentwicklung 

liegen. Hierzu benennt der Maßnahmenkatalog zum Konzept unter Punkt A.3.2 

„Nachverdichtungs- und Innenentwicklungspotentiale ausfindig machen und nut-

zen“. Hierzu ist der Bebauungsplan als Steuerungsinstrument mit der Zielsetzung 

einzusetzen, die Nutzung vorhandener Grundstücke zu intensivieren und die 

Dichte der Bebauung zu erhöhen.  

Die Maßnahmen und Zielsetzung des Klimaschutzkonzeptes der Gemeinde wur-

den in das Gemeindeentwicklungskonzept integriert.  

Die vorliegende Bebauungsplanänderung dient der Umsetzung dieser Zielsetzun-

gen. 
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4.4 Mobilitätskonzept  

 

Abb. 4: Ausschnitt Maßnahmenplan Radwegenetz 
(Kartengrundlage: Koehler & Leutwein, Karlsruhe, 26. Oktober 2021, bearbeitet) 

Die Gemeinde Nußloch ließ 2021 ein Mobilitätskonzept erarbeiten (Koehler & Leut-

wein, 2021). Die Ergebnisse sind in das Gemeindeentwicklungskonzept eingeflos-

sen.  

Das Mobilitätskonzept benennt auf der Höhe des Plangebietes als Maßnahme die 

Schaffung von neuen Angeboten für den Radverkehr. Zudem wird vorgeschlagen, 

die Geschwindigkeitsbegrenzung für die Hauptstraße südlich des Plangebietes auf 

30 km/h zu begrenzen. Stand heute wurde bereits für die Hauptstraße in Höhe des 

Plangebietes eine Begrenzung auf 30 km/h gemäß Lärmaktionsplan eingeführt.  

4.5 Naturpark Neckar-Odenwald 

 

Abb. 5: Naturpark Neckartal-Odenwald (orange Fläche) 
(Kartengrundlage: Daten- und Kartendienst der LUBW © 2023 Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg, bearbeitet, genordet) 
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Das Plangebiet liegt im Naturpark Neckartal-Odenwald, wie auch weite Teile der 

östlichen Siedlungsfläche Nußlochs. Hier gilt die entsprechende Verordnung über 

den Naturpark „Neckartal-Odenwald“ (Stand Dezember 2014). Das Gebiet liegt im 

Geltungsbereich eines Bebauungsplanes nach § 30 BauGB und ist im Sinne der 

Schutzverordnung als Erschließungszone einzuordnen. Der Erlaubnisvorbehalt 

des § 4 der Verordnung gilt damit nicht für die vorliegende Bebauungsplanände-

rung.  

4.6 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Der Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“, rechtskräftig seit dem 14.02.1986, 

ist Gegenstand der vorliegenden Änderung. Der Ursprungsbebauungsplan stammt 

aus dem Jahre 1968. Rechtsgrundlage sind damit das BauGB von 1976 sowie die 

BauNVO von 1977.  

Die wichtigsten Änderungen der 1. Bebauungsplanänderung waren  

- eine Erhöhung der Geschossflächenzahl von 0,6 auf 0,7, 

- geänderte Höhenfestlegung der Gebäude, 

- Entfall einer Mindestgröße der Baugrundstücke und  

- Verringerung des Stauraums vor Garagen auf 5,0 m.  

Der Bebauungsplan gliedert sich in ein Allgemeines Wohngebiet (WA) entlang der 

Hauptstraße und Abzweig Jahnstraße / Ringelgasse und ein Reines Wohngebiet 

(WR) entlang des Nord-Süd verlaufenden Straßenabschnitts der Jahnstraße und 

des Seidenweges (s. Abbildung 6). Die zulässigen Gebäudehöhen wurden ab-

schnittsweise in Anpassung an die vorhandenen Geländeformen vorgegeben.   

Für das allgemeine Wohngebiet ermöglicht der Bebauungsplan „Jahnstraße, 

1.Änderung“ eine maximal zweigeschossige Wohnbebauung mit einer möglichen 

maximalen Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 und einer maximalen Geschossflä-

chenzahl (GFZ) von 0,7. Die Bauweise gestattet je nach Abschnitt Einzel- und 

Doppelhäuser bzw. offene Bauweise. Als Dachform wird ein Sattel- und Walmdach 

mit einer Dachneigung von 30°ermöglicht. Entlang der Hauptstraße stellt die Plan-

zeichnung zwischen Mündungsbereich Seidenweg und Jahnstraße zwei bandar-

tige Baufenster parallel zur Straße mit einer Tiefe von 14 m dar. Die Ausweisung 

der überbaubaren Fläche berücksichtigte nur teilweise die damals bereits beste-

hende Bebauung. Die maximale Firsthöhe über natürlicher, im Mittel festgelegter, 

Geländeoberfläche wird entlang der Hauptstraße mit 9,50 m und südlich der Jahn-

straße mit 13,00 m an der Hauptstraße und für die Bebauung hangoberhalb mit 

7,50 m vorgegeben. Zudem ist ein maximaler Sockelbereich zwischen 1,0 und 

1,5 m vorgegeben. Im Allgemeinen Wohngebiet wird ermöglicht, dass die Garagen 

auch über die rückwärtige Baugrenze hinaus angeordnet werden können.  

Für das reine Wohngebiet sieht die Planzeichnung bandartige Baufenster entlang 

der Erschließungsstraßen sowie einzelne Baufelder für Einzelgebäude vor. Die 

bauliche Nutzung des Grundstückes wird auf die ausgewiesenen Baufenster kon-

zentriert. Zur Schaffung von zusammenhängenden Gartenflächen sind im Reinen 

Wohngebiet Garagen nur innerhalb der bebaubaren Grundstücksfläche oder in-

nerhalb der dafür ausgewiesenen Fläche zulässig. Grundsätzlich sind keine 
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Nebenanlagen zulässig und Garagen nur innerhalb der überbaubaren Grund-

stücksfläche. Das Dach mit einer Dachneigung von 22°, 25° und 30° ist als Sattel-

dach ohne Gauben zulässig.  

Sowohl im allgemeinen wie auch reinen Wohngebiet sind Vorgaben getroffen, bau-

liche Anlagen parallel zur Straße auszurichten. Davon ausgenommen ist ein Be-

reich südlich des Abzweigs Hauptstraße / Jahnstraße. Als Dacheindeckung sind 

im gesamten Geltungsbereich engobierte Ziegel oder Asbestzementplatten in rot-

brauner Farbe zulässig. Zudem sind Vorgaben zur Gestaltung der unbebauten Flä-

chen der bebauten Grundstücke und zu den Einfriedungen getroffen worden.  

Für die Grundstücke Flurstück-Nr. 974 und 974/2 besteht ein Leitungsrecht Rich-

tung Hauptstraße zugunsten der Gemeinde, um eine Ableitung des Abwassers zu 

ermöglichen.  

 

Abb. 6: Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“, Rechtskraft am 14.02.1986 
(bearbeitet, unmaßstäblich, nicht genordet) 

In den Jahren 2007 bis 2009 wurde für die östlich an das Plangebiet angrenzenden 

Bereiche über 14,8 ha der Bebauungsplan „Seidenweg“ erarbeitet, der einen 

1.316 m² großen Teilbereich des Bebauungsplanes „Jahnstraße“ überplant (s. Ab-

bildung 7). Mit dem Ziel, das Neubaugebiet „Seidenweg“ zu erschließen, sieht der 

Bebauungsplan in Verlängerung zu der von der Hauptstraße abgehenden Jahn-

straße eine Aufweitung der bisherigen Stichstraße vor und ordnet die Grundstücke 

als öffentliche Grundfläche bzw. Wohnbaugrundstück neu (s. Abb. 8).  

Abbildung 9 zeigt die Geltungsbereiche der Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Ände-

rung“, „Seidenweg“ mit 1. Änderung und „Jahnstraße, 2. Änderung“. Zwischen 1. 

und 2. Änderung des Bebauungsplanes „Jahnstraße“ kommt es entlang der östli-

chen Geltungsbereichsgrenze zu Abweichungen, da hier der Bebauungsplan „Sei-

denweg, 1. Änderung“ für Bereiche der 1. Änderung „Jahnstraße“ Festsetzungen 

trifft, die mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung nicht überplant werden sol-

len.  

WA 

WR 

WR 

WR 

WR 

WR 

WA 

WA 
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Abb. 7: Bebauungsplan „Seidenweg“, Satzungsbeschluss am 21.09.2009 
(unmaßstäblich, nicht genordet) 

  

Abb. 8: Bebauungsplan „Seidenweg“, „Seidenweg 1. Ä.“, Ausschnitt Jahnstraße 
(unmaßstäblich, nicht genordet) 

 

Abb. 9: Geltungsbereiche Bebauungspläne Jahnstraße, 1. + 2. Änderung, Seidenweg, 1. Änderung 
(eigene Darstellung) 

  

 BP „Jahnstraße, 1. Ä.“ 
 BP „Jahnstraße, 2. Ä“ 
 BP „Seidenweg, 1. Ä.“ 
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Westlich des Plangebietes, auf der anderen Seite der Hauptstraße, setzt der Be-

bauungsplan „Nordwestliche Ortserweiterung, 5. Änderung“ entlang der Haupt-

straße ein Mischgebiet sowie ein Allgemeines Wohngebiet fest (s. Abbildung 10). 

 

Abb. 10: Bebauungsplan „Nordwestliche Ortserweiterung“ 5. Änderung  

5 Bestandssituation im Änderungsbereich  

5.1 Städtebauliche Bestandssituation 

 

Abb. 11: Luftbild des Änderungsbereiches (in rot)  
(Kartengrundlage: Daten- und Kartendienst der LUBW © 2023 Landesanstalt für Umwelt Baden-
Württemberg, bearbeitet) 

BP Jahnstraße, 2. Ä. 
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Der Änderungsbereich umfasst rund 28.290 m² bereits bebaute Siedlungsfläche 

im Gemeindegebiet Nußlochs. Insgesamt ist der Änderungsbereich bereits mit 35 

Wohngebäuden als Einzel- (20) und Doppelhaushälften (30) bebaut. Lediglich ein 

Bauplatz an der Jahnstraße ist noch nicht bebaut.  

Die Bebauung entlang der durch den Straßenverkehr stark frequentierten Haupt-

straße besteht überwiegend aus (ein- bis) zweigeschossigen Ein- und Mehrfamili-

enhäusern, die überwiegend traufständig zur Straße angeordnet sind. Als Dach-

formen sind das Satteldach, Walmdach und Krüppelwalmdach zu finden. Die Ge-

bäude verfügen teilweise über Dachgauben und das Dachgeschoss wird überwie-

gend als Wohnraum genutzt. Die Außenwohnbereiche orientieren sich in der Regel 

nach Osten, zur straßenabgewandten Seite. Vereinzelt sind Balkone auch Rich-

tung Hauptstraße zu finden. (s. Abb. 12)  

Auffällig ist das ortbildprägende Anwesen der Hauptstraße 3 / 3a. Hier umschließt 

ein L-förmiger Gebäudekörper mit Krüppelwalmdach eine Hoffläche (s. Abb. 13).  

 

 

Abb. 12: Bebauung Kreuzungsbereich Hauptstraße / Seidenweg  
(eigene Aufnahme) 
 

 

Abb. 13: Bebauung Hauptstraße 3 / 3a 
(eigene Aufnahme) 

Entlang der Wohnstraße Jahnstraße ist in weiten Teilen eine homogene Wohnbe-

bauung aus den 1980er-Jahren vorzufinden, die sich durch ihre Traufständigkeit 

des Gebäudes mit Satteldach und geringer Dachneigung auszeichnet. Da die 
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Garagen westlich der Jahnstraße zum großen Teil in die Gebäude integriert sind, 

und Nebenanlagen hier unzulässig sind, ergibt sich ein offener Vorgartenbereich 

entlang der Straße (s. Abb. 14). Die rückwärtigen Gartenflächen sind begrünt und 

mit Bäumen bestanden.  

 

 

Abb. 14: Jahnstraße, Blick Richtung Norden 
(eigene Aufnahme)  

Der Bedarf nach einer Erhöhung der Wohnbauflächen zeigt sich in den bereits 

vorgenommen Umbauten des Bestandes. Insbesondere die in das Wohngebäude 

integrierte Garage und der bisher nicht mögliche Dachausbau stellen sich als nicht 

mehr zeitgemäß dar. Es wurden bereits in der Vergangenheit Befreiungen ereilt.  

 

Abb. 15: Doppelhaus westlich der Jahnstraße  
(eigene Aufnahme) 

Östlich der Jahnstraße besteht ebenfalls eine traufständige, zweigeschossige 

Wohnbebauung. Hier sind Garagen auch außerhalb des Gebäudes zulässig (Abb. 

16). Die Vorgartenbereiche werden zum Großteil für Zuwegungen und Stellplatz-

flächen, aber auch bereits für sonstige Nebenanlagen genutzt.  
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Abb. 16: Doppelhaus östlich der Jahnstraße  
(eigene Aufnahme) 

Im Blockinnenbereich, zwischen Haupt- und Jahnstraße, ist neben den beiden be-

reits im Bebauungsplan vorgesehenen Wohngebäuden ein gärtnerisch genutzter 

Freizeitgarten zu finden (s. Abbildung 17). 

 

Abb. 17: Blockinnenbereich zwischen Haupt- und Jahnstraße  
(eigene Aufnahme) 

5.2 Verkehr sowie Ver- und Entsorgung  

Die verkehrliche Erschließung wie auch die öffentliche Fußwegeanbindung des 

Änderungsgebietes erfolgt von der Hauptstraße, Jahnstraße und dem Seidenweg.  

Die Bestandsgebäude (und der eine unbebaute Bauplatz) sind über die Bestands-

straßen Hauptstraße, Jahnstraße und Seidenweg an die Kanalisation, Gas-, 

Strom- und Trinkwasserversorgung angeschlossen.  

5.3 Lärmimmissionen  

Verkehr 

Die Gemeinde Nußloch hat 2019 eine Lärmaktionsplanung durchführen lassen 

(Koehler & Leutwein Oktober 2019). Ziel der Lärmaktionsplanung ist die Verbes-

serung der Lärmsituation durch Maßnahmen zur Lärmminderung und die Auswei-

sung neuer, sowie der Schutz bestehender, ruhiger Gebiete.  
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Diese kam 2019 zum Ergebnis, dass im Änderungsbereich für den Bereich der 

ersten Gebäudereihe entlang der Hauptstraße, die Lärmsanierungswerte über-

schritten werden und für diesen Straßenabschnitt Lärmsanierungsmaßnahmen 

und verkehrsrechtliche Maßnahmen notwendig sind (s. Abb. 18). 

Die vorgeschlagene Lärmminderungsmaßnahmen zur Reduzierung des Verkehrs-

lärms, die Geschwindigkeit aus 30 km/h ganztags zu begrenzen, wurde zwischen-

zeitlich angeordnet und umgesetzt.  

Mittel- bis langfristig soll mit Hilfe von Maßnahmen der Lärmsanierung eine weitere 

Verbesserung der Situation erfolgen.  

 

Abb. 18: Lärmminderte Maßnahmen des Lärmaktionsplanes   
(Karte: Koehler & Leutwein, Karlsruhe 2019) 

Um empfindliche Nutzungen vor unzulässigen Lärmeinwirkungen zu schützen, 

sieht das Baugesetzbuch verschiedene Möglichkeiten des planerischen Schall-

schutzes vor, mit denen die städtebaulichen Komponenten der Maßnahmen in den 

Lärmaktionsplänen rechtsverbindlich in Bauleitplänen umgesetzt werden können. 

Sofern die Möglichkeiten an aktiven Schallschutzmaßnahmen ausgeschöpft sind, 

bzw. solche räumlich und gestalterisch nicht möglich sind, müssen bauliche Schall-

schutzmaßnahmen am Gebäude selbst vorgesehen und in den Bebauungsplänen 

festgesetzt werden (Ministerium für Verkehr und Infrastruktur, Stuttgart).  

Die schalltechnische Untersuchung (Koehler & Leutwein, Juni 2023) ermittelt die 

für das Plangebiet die zu erwartenden Immissionsbelastungen durch den Ver-

kehrslärm (s. Abbildungen 19 und 20) und schlägt Maßnahmen zum Umgang mit 

diesem vor (s. Kapitel 6.1). 
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Abb. 19: Verkehrslärm Prognosefall Tageszeitraum  
(Karte: Koehler & Leutwein, Karlsruhe 2023) 
 

 

Abb. 20: Verkehrslärm Prognosefall Nachtzeitraum  
(Karte: Koehler & Leutwein, Karlsruhe 2023) 

Laut schalltechnischer Untersuchung ergeben sich für den östlichen Teil des Plan-

gebietes verträgliche bis ruhige Verhältnisse. „Entlang der Jahnstraße werden die 

Orientierungswerte der DIN 18005 als auch die Immissionsgrenzwerte der 16. 
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BImSchV eingehalten. Entlang der Hauptstraße dagegen werden die Orientie-

rungswerte der DIN 18005 und die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für 

allgemeine Wohngebiete sowohl im Tages- als auch im Nachtzeitraum überschrit-

ten. Damit bestehen erhöhte Lärmbelastungen.  

Aktive Maßnahmen sind aufgrund der räumlichen Gegebenheiten allerdings nicht 

möglich. Daher sind passive Lärmschutzmaßnahmen in Form von entsprechend 

schallgedämmten Außenbauteilen festzusetzen. Auf das Umfeld entstehen durch 

das Planverfahren keine abwägungsrelevanten Einflüsse bezüglich Lärmimmissi-

onen.“ (Koehler & Leutwein, Juni 2023) 

Gewerbe 

Der bestehende Lebensmitteleinzelhandel und das Restaurant mit Hotel westlich 

der Hauptstraße (Hauptstraße 26) liegen innerhalb eines festgesetzten Mischge-

bietes (s. Abbildung 10). Bereits bei Genehmigung der beiden Nutzungen waren 

die Vorgaben der TA Lärm einzuhalten. Bei einer Außenbewirtung ist zudem die 

„Rechtsverordnung über die Sperrzeit für Außenbewirtung“ der Gemeinde Nußloch 

vom 25. September 2019 einzuhalten. Durch die 2. Änderung des Bebauungspla-

nes Jahnstraße rückt keine Wohnbebauung erstmalig an das Mischgebiet heran. 

Bezüglich des Gewerbelärms wurde dementsprechend keine Untersuchung 

durchgeführt. 

5.4 Umweltbelange  

Im Verfahren nach § 13 a BauGB entfällt die Umweltprüfung mit der Eingriffsrege-

lung und in der Folge auch der Umweltbericht. Gleichwohl sind für die Abwägung 

nach § 1 Abs. 7 i. V. m. § 2 Abs. 3 und § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB auch die Umwelt-

belange einschließlich der umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen 

und seine Gesundheit zu berücksichtigen und daher ausreichend aufzubereiten.  

Der Änderungsbebauungsplan muss sich nur mit denjenigen Umweltauswirkun-

gen auseinandersetzen, die durch die Änderungen berührt werden.  

5.4.1 Keine UVP Pflicht, keine Beeinträchtigungen  

Ein Verfahren nach § 13 a BauGB wäre unzulässig, wenn eine Pflicht zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) besteht oder Anhaltspunkte 

dafür bestehen, dass Schutzgüter im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b des 

BauGB (= Natura 2000 Gebiete) beeinträchtigt werden.  

Natura 2000 Gebiete sind im vorliegenden Fall nicht betroffen.  

Gemäß dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) und seiner Anlage 1 

Nr. 18 ist die Überführung eines bestehenden Bebauungsplanes mit einer Wohn-

nutzung in eine aktuelle Bauleitplanung, die sich in Festsetzungsdetails ändert, 

nicht UVP-pflichtig. 
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5.4.2 Arten- und Biotopschutz 

Biotopschutz  

Das Änderungsgebiet liegt außerhalb von Schutzgebieten des Naturschutz- und 

Wasserrechts, mit Ausnahme des Naturparkes Neckar-Odenwaldes; und auch in 

der Nachbarschaft befinden sich keine Schutzgebiete.  

Bei der LUBW geführte bzw. nach § 30 BNatSchG geschützte Biotope sind nicht 

betroffen und liegen auch nicht in unmittelbarer Nachbarschaft. Auch nach § 33 

NatSchG Ba-Wü ergänzend geschützte Biotope sind bei der LUBW nicht geführt. 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Siedlungsbereiches von Nußloch. 

Artenschutz  

Auch bei Bebauungsplänen zur Innenentwicklung nach § 13a BauGB sind die ar-

tenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu beachten. Zwar 

schließt § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB die Anwendung der Eingriffsregelung für Pläne 

mit einer Grundfläche bis zu 20.000 m² aus. Die Erforderlichkeit, Verstöße gegen 

die artenschutzrechtlichen Verbote auszuschließen, bleibt davon allerdings unbe-

rührt.  

Bei dem vorliegenden Änderungsbereich handelt es sich (bis auf 356 m² auf Flst. 

Nr. 14/1) um bereits nach § 30 BauGB bebaubares und in weiten Teilen bereits 

bebautes Gebiet im bestehenden Siedlungsgefüge Nußlochs. Die Bebauungs-

planänderung hat zum Ziel, ein innerörtliches Entwicklungspotential durch Nach-

verdichtung im Bestand gemäß der im Gemeindeentwicklungskonzept getroffenen 

Zielsetzung zu aktivieren. Hierzu werden einzelne Regelungsinhalte angepasst. 

Es erfolgt für Teilbereiche eine moderate Erhöhung der GRZ und eine Baufenster-

erweiterung, die den tatsächlichen baulichen Bestand berücksichtigt. Die geplan-

ten Baufenster sind, bis auf eine Ausnahme, bereits bebaut. Auswirkungen auf die 

Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a und d BauGB sind nicht zu erwarten.  

Der Artenschutz nach Bundesnaturschutzgesetzt (BNatSchG) gilt davon unabhän-

gig immer und überall. Da sich zahlreiche Tierarten als Kulturfolger dem Menschen 

angeschlossen haben, können diese Gebäude und deren Umfeld, wie Gärten be-

siedeln. Zu diesen Kulturfolgern gehören z. B. Fledermäuse, Hornissen, Wildbie-

nen oder bestimmte Vogelarten, wie Haussperling, Turmfalke, Hausrotschwanz, 

Mauersegler und Schwalben sowie Reptilien, wie Zauneidechsen und Schlingnat-

tern. Von Fledermäusen werden vor allem Kellerräume, Dachböden und Verscha-

lungen bevorzugt, aber auch Gesimse und Jalousiebereiche können von geschütz-

ten Tierarten besiedelt werden. Lehmbauten können Lebensstätte zahlreicher Bie-

nenarten sein. In verwilderten Gärten mit Brachen, Totholz und Steinen können 

auch Reptilien, wie Zauneidechse und Schlingnatter auftreten.  

Die Eigentümer-, Bewohner- und Bauherrenschaft ist verpflichtet, die dem Arten-

schutz dienenden Verbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu beachten.  
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Es ist verboten:  

- wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, 

sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 

Vogelarten, während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Über-

winterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören, 

- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der beson-

ders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 

oder zu zerstören, 

- wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihrer Ent-

wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte 

zu beschädigen oder zu zerstören. 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders geschützter Arten verlieren ihren 

Schutz nicht, wenn sie kurzzeitig oder vorübergehend nicht benutzt werden, z. B. 

weil sich die Bewohner auf Nahrungssuche oder im südlichen Winterquartier be-

finden, erwartungsgemäß aber die genannten Lebensstätten danach wieder auf-

suchen. Deshalb sind z.B. Quartiere von Fledermäusen sowie Nester von Mauer-

seglern und Schwalben auch ganzjährig besonders geschützt. 

Bauarbeiten dürfen nur durchgeführt werden, wenn geschützte Arten dadurch nicht 

beeinträchtigt werden. Werden bei Sanierungen, dem Um-, Ausbau oder Abbruch 

von Bauwerken oder beim Freimachen bzw. Herrichten eines Baufeldes beson-

ders geschützte Tiere oder die genannten Lebensstätten wie oben ausgeführt be-

einträchtigt, liegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 

BNatSchG vor. 

Gegenebenfalls können vor den Arbeiten artenschutzrechtliche Untersuchungen 

durch eine fachlich qualifizierte Person notwendig sein, um artenschutzrechtliche 

Verbotstatbestände zu vermeiden. Die Arbeiten sind sofort zu unterbrechen, wenn 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders geschützter Tierarten (z. B. Vogel-

nester, Bruthöhlen, Schlafplätze von Eulen, Fledermäusen, Zauneidechsen) fest-

gestellt worden sind oder Tiere streng geschützter Arten oder der europäischen 

Vogelarten erheblich gestört oder gar getötet werden könnten. Die Naturschutzbe-

hörden können von den o. g. Verboten unter bestimmten Voraussetzungen Aus-

nahmen zulassen bzw. eine Befreiung gewähren (s. LRA RNK März, 2020). 

Das Bundesnaturschutzgesetzt gibt im Sinne des Artenschutzes einen Rodungs-

zeitraum für Gehölze für das Winterhalbjahr vor. In den Diensten des Insekten-

schutzes gilt zudem ein „Schottergartenverbot“ sowie Vorgaben für die Anlage von 

Beleuchtungsanlagen.  

Es werden entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen. Diese 

sind von der Bauherrenschaft zu beachten.  
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Klimabedingungen im Naturraum  

Nußloch liegt in einer wärmegemäßigten Klimazone. Das nördliche Oberrhein-Tief-

land ist charakterisiert durch eine hohe Anzahl an Sommertagen (Temperaturma-

ximum mindestens 25°C an durchschnittlich mehr als 61 Tagen) im Jahr und eine 

geringe Anzahl an Frosttagen (weniger als 67 Tage im Jahr). Die Jahresmitteltem-

peratur liegt bei über 11°C. Der wärmste Monat ist der Juli mit einer Temperatur 

von durchschnittlich über 20°C. Der Änderungsbereich liegt im Naturraum Berg-

straße. Sie zeichnet sich durch ein besonders mildes und sonniges Klima und ei-

nen sehr frühen Frühlingsbeginn aus. Infolge des prognostizierten Klimawandels 

werden diese Werte noch weiter steigen. 

5.4.3 Fläche  

Als zu berücksichtigender Belang des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a 

BauGB gelten auch die Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche. Schon vorher 

galt bezüglich der Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche gemäß § 1a Abs. 2 

BauGB, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen ist. Zur 

Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nut-

zungen sind die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß-nahmen 

zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige 

Maß zu begrenzen. Landwirtschaftliche, als Wald oder für Wohnzwe-cke genutzte 

Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze 

nach den Sätzen 1 und 2 sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berück-

sichtigen. 

Die geplante Innentwicklung als Nachverdichtung bestehender Wohnbauflächen 

entspricht den Vorgaben des BauGB. 

5.4.4 Boden / Kampfmittel / Schwermetalle  

Die Kampfmittelverdachtsflächen sind in Nußloch nicht bekannt. 

Im Umfeld der Stadt Wiesloch sind durch das historische Bergbau- und Verhüt-

tungswesen seit dem frühen Mittelalter weitreichend Belastungen der gewachse-

nen Bodenschicht vorhanden (s. Abb. 21, Landesanstalt für Umweltschutz Baden-

Württemberg (LfU BW): Handbuch Boden, Schwermetallbelastung durch den his-

torischen Bergbau im Raum Wiesloch). Es ist mit den sogenannten „Wiesloch-

spezifischen Schwermetallen“, wie Arsen, Blei, Cadmium, Thallium und Zink, zu 

rechnen. Die belasteten Flächen um Wiesloch umfassen nach Kenntnis der Auto-

ren insgesamt etwa 2.400 Hektar. Auf dieser Fläche liegen mehrere belastete Bö-

den und Sedimente. Die Möglichkeit einer großflächigen Sanierung der z.T. über 

1.000 Jahre alten Schwermetallbelastung im Raum Wiesloch besteht nach Aus-

sage der Arbeitshilfe deshalb nicht. 
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Abb. 21: Kontaminationsbereiche im Raum Wiesloch-Leimen (schraffierte Fläche, Typ Hessel) 

(Karte: LfU BW, 2004, Lage Plangebiet blau umrandet)  

Für das Änderungsgebiet wurde festgestellt, dass die Schmelzhütte des Prinz Jo-

hann zu Pfalz-Birkenfeld ihren Standort in der heutigen Jahnstraße hatte (s. Abb. 

21 Punkt 21). Die Betriebszeit wird laut dem Handbuch Boden der LfU (LfU 2004) 

von 1773 bis 1780 angegeben. Die örtliche Belastung ist unbekannt, aber vermut-

lich hoch. Das Belastungspotential ist ebenfalls unbekannt, wird aber als vermut-

lich gering eingestuft. Die Untersuchung empfiehlt, Erdaushub zu kontrollieren und 

Untersuchungen von Oberflächenproben und von historischen Sedimenten vorzu-

nehmen. 

Da der Änderungsbereich, bis auf ein Grundstück, bereits bebaut ist, ist nicht damit 

zu rechnen, dass durch die vorliegende Planung größere Erbbewegung zu erwar-

ten sind. Werden Erdarbeiten vorgenommen, ist das „Merkblatt der Gemeinde 

Nußloch zur Schwermetallbelastung durch den ehemaligen Bergbau im Raum 

Wiesloch/Nußloch“ zu beachten. Ein entsprechender Hinweistext wird in den Be-

bauungsplan aufgenommen.  

5.4.5 Wasser- und Hochwasserschutz / Grundwasser /Gewässer  

Das Plangebiet liegt außerhalb von festgesetzten Wasserschutzgebieten. 

Oberflächengewässer sind im Plangebiet und auch in der Nachbarschaft nicht vor-

handen. Das Plangebiet liegt außerhalb von festgesetzten Überschwemmungsge-

bieten und prognostizierten Überflutungsflächen.  

5.4.6 Klima / Luft  

Nußloch liegt in einer wärmegemäßigten Klimazone. Das nördliche Oberrhein-Tief-

land ist charakterisiert durch eine hohe Anzahl an Sommertagen (Temperaturma-

ximum mindestens 25°C an durchschnittlich mehr als 61 Tagen) im Jahr und eine 

geringe Anzahl an Frosttagen (weniger als 67 Tage im Jahr). Die Jahresmitteltem-

peratur liegt bei über 11°C. Der wärmste Monat ist der Juli mit einer Temperatur 

von durchschnittlich < 20°C. Der Geltungsbereich liegt im Naturraum Bergstraße. 
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Er zeichnet sich durch ein besonders mildes und sonniges Klima und einen sehr 

frühen Frühlingsbeginn aus. Infolge des prognostizierten Klimawandels werden 

diese Zahlen noch weiter steigen. 

Hinsichtlich dem Schutzgut Klima/ Luft ist aufgrund dem Erhalt des Gebäudebe-

standes und seines behutsamen Ausbaus im Rahmen der vorhandenen Grundflä-

chen mit bestehenden Gartenflächen und aufgrund der gesetzlichen Vorgaben für 

energieeffiziente Gebäude keine Verschlechterung zu erwarten.  

5.4.7 Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild von Naturlandschaften und historisch gewachsenen Kultur-

landschaften hat als eigenständiger Wert Eingang in die Naturschutzgesetzge-

bung gefunden. Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert sind zu 

sichern. Das innerörtlich gelegene Plangebiet kann in diesem Sinne nicht als freie 

Landschaft eingestuft und beurteilt werden. 

Das Plangebiet spielt für die allgemeine Naherholung keine Rolle. 

Bezüglich des Ortsbildes ist zu nennen, dass die geplante behutsame Nachver-

dichtung sich an der Umgebung orientiert uns sich hier einfügt.  

5.4.8 Kultur- und Sachgüter  

Im Änderungsbereich sind bislang keine archäologischen Funde bekannt und auch 

keine archäologisches Listendenkmale ausgewiesen. Es kann aber nicht ausge-

schlossen werden, dass bei Erdarbeiten auf Befunde und Funde aus vorgeschicht-

licher Zeit getroffen wird. Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan 

aufgenommen.  

5.5 Störfallbetrieb 

Für die Gemeinde Nußloch (und somit auch für den Änderungsbereich) ist kein 

unter die Störfallverordnung fallender Betrieb vorhanden, dessen Konsultationsab-

stand zum Tragen kommt. 

5.6 Eigentumsverhältnisse 

Die Wohnbauflächen befinden sich in Privateigentum. Die Straßenverkehrsflächen 

im Eigentum der Gemeinde bzw. des Landes Baden-Württemberg (L 594).  

6 Planungsinhalte der Änderung  

Laut Baugesetzbuch ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. 

Dabei sind zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme zur Entwicklung der 

Gemeinde anderweitige Möglichkeiten, wie Nachverdichtung und andere Maßnah-

men der Innenentwicklung, zu nutzen (§ 1a Abs. 2 BauGB). 

Die Gemeinde Nußloch hat die Absicht, mit der Planänderung ein innerörtliches 

Entwicklungspotential durch Nachverdichtung im Bestand zu aktivieren. Der Be-

bauungsplan als Steuerungsinstrument gestattet, eine intensivere Nutzung vor-

handener Grundstücke zu ermöglichen und damit die Dichte der Bebauung zu er-

höhen.  
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Im Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“ sind aktuell Gauben im reinen 

Wohngebiet (WR) ausgeschlossen. Die Gemeinde möchte den Eigentümern dort 

die Möglichkeit einräumen, Gauben aufzubauen und so zusätzlichen Wohnraum 

zu schaffen. Darüber hinaus soll der Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“ 

auf weitere Nachverdichtungspotentiale geprüft und der Bebauungsplan auf einen 

zeitgemäßen Stand gebracht werden.  

Das Ergebnis der Überprüfung zeigt, dass der im Jahre 1986 rechtskräftig gewor-

dene Plan umfassend anzupassen ist. Eine Überarbeitung des Festsetzungska-

nons im Sinne einer moderaten Erhöhung der Wohnbaufläche hat aufeinander ab-

gestimmt zu erfolgen, da der Regelungsinhalt des Bebauungsplanes ein Gesamt-

konstrukt darstellt, der in Abhängigkeit voneinander funktioniert.  

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes „Jahnstraße“ hat zur Zielsetzung:  

- die nutzbare Wohnfläche im bisherigen Reinen Wohngebiet durch die 

Zulässigkeit von Gauben, einer höheren Dachneigung, eine höhere An-

zahl der zulässigen Wohneinheiten und von Garagen auch außerhalb 

des Gebäudes (südlich der Jahnstraße) zu erhöhen und einen Dach-

geschossausbau zu ermöglichen,  

- die nutzbare Wohnfläche im bisherigen Allgemeinen Wohngebiet 

durch eine Erhöhung der überbauten Grundstücksfläche und einer er-

höhten, ortbildtypischen Dachneigung zu erhöhen,   

- die Zufahrt zum Baugebiet Seidenweg aus dem Bebauungsplan „Am 

Seidenweg“ und seiner 1. Änderung zu integrieren,  

- die ortsbildtypische Bebauung entlang der Hauptstraße zu erhalten, 

- zeitgemäße Umwandlung des Reines Wohngebiet in ein Allgemeines 

Wohngebiet entsprechend der umgebenden Bebauung, 

- die tatsächliche GRZ im Bestand zu überprüfen und ggf. zu erhöhen,  

- Nebenanlagen, wie Luft-Wärme-Pumpen oder auch Fahrradunter-

stände, im bisherigen Reinen Wohngebiet zuzulassen, 

- Gewährleistung von angemessenen Wohnverhältnissen durch Abschir-

mung des Außenlärms durch eine ausreichende Schalldämmung der 

Außenbauteile (Fassade, Fenster, Rollladenkästen, usw. als passiver 

Schallschutz) sicherzustellen und  

- das Erscheinungsbild der Dachlandschaft an das nördlich angren-

zende Baugebiet Seidenweg anzugleichen. 

Hierbei ist zu beachten, dass neben dem aktuellen BauGB 2017 auch auf die ak-

tuelle Fassung der BauNVO 2017 wie auch der LBO 2010 Bezug genommen wer-

den muss (s. Anlage zu diesem Bericht).  

6.1 Begründung der geänderten planungsrechtlichen Festsetzungen  

Bei der Begründung der Festsetzungen eines Änderungsbebauungsplans und der 

Abwägung der von der Planung berührten Belange kann sich die Gemeinde auf 

die Behandlung der geänderten Festsetzungen beschränken.  
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Entsprechend der Umgebungsbebauung wird das bisher festgesetzte Reine 

Wohngebiet entlang der Jahnstraße und dem Seidenweg (s. Abb. 6) in ein Allge-

meines Wohngebiet geändert. Sowohl entlang der Hauptstraße wie auch das öst-

lich, oberhalb gelegene Baugebiet „Seidenweg“ sind als Allgemeines Wohngebiet 

ausgewiesen.   

Für die von der Änderung betroffenen Bereiche wird keine höhere, besondere 

Schutzbedürftigkeit des Wohnens, wie im Reinen Wohngebiet für das Wohnen vor-

gesehen, gegenüber den benachbarten Bereichen gesehen.  

Da die Errichtung einer Tankstelle und eines Gartenbaubetriebes mit der Bebau-

ungs- und Nutzungsstruktur des Plangebiets nicht entsprichen und auch nicht ver-

einbar sind, werden diese ansonsten in allgemeinen Wohngebieten ausnahms-

weise zulässigen Nutzungen gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO ausgeschlossen. 

Aufgrund der Konfliktträchtigkeit der unmittelbaren Nachbarschaft von Wohnnut-

zungen und wohnungsnahen Sportanlagen wird die allgemeine Zulässigkeit von 

Anlagen für sportliche Zwecke gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO in eine Zulassungsfä-

higkeit als Ausnahme umgewandelt. 

  

Im Zuge der Bebauungsplanänderung erfolgte eine Überprüfung der tatsächlich 

genutzten Grundfläche im Änderungsgebiet im Abgleich mit der festgesetzten 

A.1 Art der baulichen Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  

Reines Wohngebiet  

Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 BauNVO sind gemäß 5 1 (6) BauNVO nicht Be-

standteil des Bebauungsplanes und daher nicht zulässig. 

Allgemeines Wohngebiet  

(§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 5 BauNVO, § 1 Abs. 6 BauNVO) 

Im allgemeinen Wohngebiet sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzuläs-

sig. 

Im allgemeinen Wohngebiet können Anlagen für sportliche Zwecke nur aus-

nahmsweise zugelassen werden. 

A.2 Maß der Baulichen Nutzung   

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

Die Firsthöhe (FH) ist das Maß zwischen Bezugspunkt und dem höchsten 

Punkt der Dachhaut. 
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Grundflächenzahl (GRZ). Die Überprüfung ergab, dass für weite Teile die Vorga-

ben eingehalten sind. Lediglich entlang der Hauptstraße (WA 2) und dem Bereich 

südlich der Jahnstraße (WA 7) geht der bauliche Bestand über die festgesetzte 

GRZ hinaus. Hier überplante der Ursprungsbebauungsplan „Jahnstraße“ bereits 

bebaute Bereiche und berücksichtigte nicht die gegebene Bestandssituation bzw. 

gab diesen Bereichen als Planungsziel, eine aufgelockerte Bebauung zu schaffen 

(GRZ 0,3).  

Die vorliegende Bauungsplanänderung hat im Sinne einer Nachverdichtung zum 

Ziel, die nutzbare Wohnfläche im Gebiet zu steigern. Entsprechend wird die zuläs-

sige GRZ entlang der Hauptstraße von 0,3 auf 0,4 erhöht (WA 1 bis WA 3).  

Aufgrund der Hanglage von WA 4 bis WA 6 und WA 8 und 9 wird für diese Bereiche 

auf eine Erhöhung der GRZ verzichtet. Eine Erhöhung der GRZ für diese Grund-

stücke könnte aufgrund der bestehenden Bebauung und Grundstücksmodellie-

rung größere Erdbewegungen hervorrufen, die zu Konflikten bezüglich des Orts-

bildes und zwischen den einzelnen benachbarten Grundstücken führen könnte.  

Im WA 7 wird entsprechend der Bestandsbebauung die GRZ von 0,3 auf 0,35 er-

höht.  

Die Festsetzungen zur maximalen Geschossigkeit, maximalen Oberkante der 

Erdgeschossfußbodenhöhe im Erdgeschoss (OKmax FFB EG) und maximalen 

Firsthöhe (FHmax) werden unverändert übernommen.  

 

Die vorgegebenen Baufenster werden grundsätzlich aus der Planzeichnung der 

1. Änderung übernommen. Für Teilbereiche hat der Abgleich zwischen festgesetz-

ter GRZ und überbaubarer Grundstücksfläche ergeben, dass die festgesetzten 

Baufenster für eine Verwirklichung der zulässigen Grundfläche zu gering 

A.3 Bauweise, die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen 

sowie die Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)  

A.3.1 Offene Bauweise nur Einzel- und Doppelhäuser 

Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit Grenzabstand, nur Einzel- 

und Doppelhäuser. 

Offene Bauweise  

Offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO mit Grenzabstand als Einzel-

häuser, Doppelhäuser oder als Hausgruppen mit einer Länge von höchstens 50 

m. 

Nebenanlagen § 23 Abs. 5 BauNVO  

Im „reinen Wohngebiet“ sind Nebengebäude nicht zulässig.  

A.3.2 Stellung der baulichen Anlagen  

Die Regelungen zur Stellung der baulichen Anlagen gemäß zeichnerischer 

Festsetzung gilt nicht für Nebengebäude mit einer Grundfläche von weniger als 

40 m². 

Die Richtung der Außenseiten der Hauptbaukörper ist, soweit im Plan darge-

stellt, entsprechend der Einzeichnung im Bebauungsplan (Planzeichen 3.5), 

anzuordnen. 
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bemessen sind. In diesen Bereichen wurde das Baufenster geringfügig erweitert. 

Entlang der Hauptstraße wurde bei der Erarbeitung des Ursprungsbebauungspla-

nes bzw. seiner 1. Änderung die Bestandsbebauung in ihrer räumlichen Ausdeh-

nung nur teilweise berücksichtigt. Die damalige Zielsetzung sah vor, dem Straßen-

raum eine einheitliche Begrenzung zu geben, indem zwei Baufenster mit einer 

Tiefe von 14 m parallel zur Hauptstraße ausgewiesen wurden (eines davon mit 

Baulinie zur Hauptstraße hin). Entsprechend des baulichen Bestandes werden die 

Baufenster erweitert.  

Aufgrund des vorhandenen Gebäudebestandes entfällt die Festsetzung einer of-

fenen Bauweise mit Einzelhäusern, Doppelhäusern oder als Hausgruppen, da 

keine Hausgruppen im Gebiet vorhanden sind. Die Festsetzung zum Ausschluss 

von Nebenanlagen im ehemaligen Reinen Wohngebiet entfällt (Begründung s. u. 

A.4).  

Die bereits im Bebauungsplan „Jahnstraße - 1. Änderung“ vorgesehene Ausrich-

tung der Gebäude parallel zu den Höhenlinien wird beibehalten, da weiterhin aus 

der Ferne eine homogene Dachlandschaft erkennbar sein soll. Die Übernahme der 

festgesetzten, hangparallelen Gebäudeausrichtung in westexponierter Hanglage 

ermöglicht die Nutzung der insbesondere nach Westen ausgerichteten, solarener-

getisch günstigen Dachflächen. Da Nebenanlagen nur eine untergeordnete Rolle 

zur Ausbildung der wahrnehmbaren Dachlandschaft spielen, gilt die Regelung zur 

Stellung der baulichen Anlagen für Nebengebäude (mit einer Grundfläche von 

weniger als 40 m²) nicht. 

 

A.4 Flächen für Stellplätze und Garagen sowie Einfahrten auf den Baugrund-

stücken sowie Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

A.4.1 Anordnung der Garagen und überdachten Stellflächen  

Sofern auf dem Baugrundstück Flächen für Garagen ausgewiesen sind, dürfen 

Garagen nur auf diesen errichtet werden. Im Übrigen sind Garagen im Reinen 

Wohngebiet nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Im 

allgemeinen Wohngebiet WA 1 bis WA 3 sind Garagen nur in dem Bereich hin-

ter der der Straßenbegrenzungslinie zugewandten Baugrenze bzw. deren ver-

längerten Verbindungslinie zulässig. 

Im WA 4 bis WA 9 sind Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) nur in-

nerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche und der dafür vorgesehenen Flä-

chen zulässig.  

Soweit die Lage der Garagen im Plan nicht durch Planzeichen festgelegt ist, 

sind diese auf dem Baugrundstück so anzuordnen, dass zwischen Straßenbe-

grenzungslinie und Garagentor ein ohne Tor und Absperrung vorgesehener 

Stauraum von mind. 5,00 m verbleibt. 
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Um mehr Wohnraum in den Wohngebäuden zu ermöglichen, entfällt die zeichne-

rische und textliche Vorgabe für das ehemalige Reine Wohngebiet, Garagen in 

das Wohngebäude integrieren zu müssen. Zukünftig sind Garagen und überdachte 

Stellplätze innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche und der dafür vorgese-

henen Flächen zulässig. Der Vorgartenbereich und rückwärtige Gartenbereich 

werden damit weiter als Freifläche bewahrt.  

Die vorliegende Bebauungsplanänderung integriert den Grundsatzbeschluss der 

Gemeinde Nußloch, Nebenanlagen bis zu einer Größe von 40 m³ umbauten 

Raum je Grundstück innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-

che zuzulassen. Bei Einhaltung des Maximalwerts sind ausnahmsweise auch zwei 

Nebenanlagen zulässig. 

Stellplätze und ihre Zufahrten sollen auf dem gesamten Grundstück zulässig sein. 

Im Sinne einer zeitgemäßen Wärme- und Energieversorgung des Gebietes wird 

die Festsetzung über die Zulässigkeit von Nebenanlagen dahingehend geändert, 

dass untergeordnete Nebenanlagen auch für die Versorgung mit Elektrizität, Gas, 

Wärme und Wasser, Abwasserbeseitigung und fernmeldetechnische Anlagen in-

nerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind. Bisher 

waren Nebenanlagen im gesamten ehemaligen Reinen Wohngebiet (WA 4 bis 

WA 9) ausgeschlossen (s. Textliche Festsetzung A.2).  

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien und klimafreundliche Wärmeversor-

gung, wie Solaranlagen, Anlagen zur Nutzung von oberflächennaher Geothermie 

oder auch Luft-Wärme-Pumpen stellen eine Nebenanlage dar, die zukünftig inner-

halb der überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sein 

wird.  

Die notwendige räumliche Unterordnung gegenüber der Hauptnutzung kann dann 

angenommen werden, wenn z. B. eine Solaranlage nicht über die Dach- oder 

Wandfläche des Gebäudes hinausgeht. Aber auch gebäudeunabhängige Solaran-

lagen oder Anlagen zur Nutzung der Geothermie sind bauplanungsrechtlich als 

untergeordnete Nebenanlagen einzustufen, soweit sie der Eigenart des Baugebie-

tes nicht widersprechen. 

Unter dem Aspekt der funktionellen Unterordnung wird durch § 14 Abs. 3 BauNVO 

geregelt, dass Solaranlagen auf Dächern und an Wänden sowie Kraft-Wärme-

Kopplungsanlagen in Gebäuden auch dann als untergeordnete Nebenanlagen 

A.4.2  Stellplätze und Nebenanlagen 

Nicht überdachte Stellplätze und deren Zufahrten sowie Nebenanlagen gem. § 

14 BauNVO (wie Gartenhäuser, Geräteschuppen und Kellerersatzräume) sind 

bis zu einer Größe von 40 m³ umbauten Raum je Grundstück innerhalb und au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Bei Einhaltung des Ma-

ximalwerts sind ausnahmsweise auch zwei Nebenanlagen zulässig. 

Untergeordnete Nebenanlagen für die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme 

und Wasser, Abwasserbeseitigung und fernmeldetechnische Anlagen sind in-

nerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 
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gelten, wenn die durch sie erzeugte Energie vollständig oder überwiegend ins öf-

fentliche Netz eingespeist wird. 

 

Entsprechend der Zielsetzung, einen Dachgeschossausbau im ehemaligen Rei-

nen Wohngebiet künftig zu ermöglichen, geht eine Erhöhung der zulässigen 

Wohneinheiten von 2 auf 3 Wohneinheiten einher. Davon ausgenommen ist das 

WA 5 aufgrund der beengten Lage im Blockinnenbereich.  

 

Unveränderte Übernahme des Festsetzungstextes. 

 

Der vorhandene Straßenbestand wird in die Planzeichnung der 2. Änderung über-

nommen. Hierbei wird die Planzeichnung an der Jahnstraße dahingehend ange-

passt, dass die Baugebietserschließung Seidenweg aufgenommen wird.  

 

Die bereits im Bebauungsplan „Seidenweg“ vorgesehene öffentliche Grünfläche 

mit der Zweckbestimmung Grünanlage wird in die Planzeichnung der vorliegenden 

Bebauungsplanänderung übernommen.  

 

Anzahl der Wohneinheiten 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)  

 

A.5 Die Flächen, die von der Bebauung freizughalten sind und ihre Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

Sichtwinkel 

Die Sichtfelder an den Straßeneinmündungen sind von jeder sichtbehindernden 

Nutzung und Bepflanzung freizuhalten. Sträucher, Hecken und Einfriedigungen 

dürfen eine Höhe von 0,70 m Ober Fahrbahn nicht überschreiten. 

Verkehrsfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Öffentliche Grünfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Zweckbestimmung Grünanlage  

A.6 Flächen, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belasten sind 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Leitungsrecht für die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen zugunsten 

der Gemeinde Nußloch.  
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Unveränderte Übernahme des Festsetzungstextes.  

 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung stellt eine Ergänzung im Sinne einer 

Nachverdichtung einer bereits bestehenden Planung nach § 30 BauGB dar, die 

bereits in weiten Teilen baulich umgesetzt wurde. Lediglich ein Baufenster ist noch 

nicht genutzt. Dies liegt östlich der Jahnstraße, innerhalb des Bereiches des Plan-

gebietes mit verträglichen bis ruhigen Verhältnissen. Eine Steuerung der räumli-

chen Verteilung und Zuordnung verschiedener Nutzungen im Sinne eines zentra-

len Ansatzpunktes für wirksamen planerischen Lärmschutz ist nicht (mehr) mög-

lich.  

Obwohl die Wohnnutzung im Plangebiet als schutzbedürftige Nutzung einzuschät-

zen ist und, da der Änderungsbereich des Bebauungsplanes bereits bebaute 

Wohnbauflächen umfasst, ist die Umsetzung von aktiven Schallschutzmaßnah-

men (Lärmschutzwand, -wall) räumlich und gestalterisch nicht möglich.  

Zur Gewährleistung von angemessenen Wohnverhältnissen ist eine Abschirmung 

des Außenlärms durch eine ausreichende Schalldämmung der Außenbauteile 

(Fassade, Fenster, Rollladenkästen, usw. als passiver Schallschutz) sicherzustel-

len. Hierzu werden in der schalltechnischen Untersuchung Festsetzungsvor-

schläge gemacht, die in den Bebauungsplan übernommen wurden. Die Lärmpe-

gelbereiche sind der Karte 5-d/n der Anlage 3 zu diesem Bebauungsplan zu 

A.7 Vorkehrungen zum Schutz vor Schädlichen Umweltweinwirkungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Für Außenbauteile und Aufenthaltsräume sind unter Berücksichtigung der 

Raumarten und Nutzungen die nach Tabelle 7 der DIN 4109-1 (Schallschutz im 

Hochbau, 2016-7) aufgeführten Anforderungen der Luftschalldämmung einzu-

halten. Die Schallschutzklassen der Fenster ergeben sich aus dem maßgebli-

chen Außenlärmpegel nach der DIN 4109-1 und der VDI Richtlinie 2719, Tabelle 

2, in Abhängigkeit von Fenster- und Wandgrößen aus dem maßgeblichen Au-

ßenlärmpegel. Für Räume mit Schlaf- oder Aufenthaltsnutzung sind ab dem 

Lärmpegelbereich IV Lüftungsanlagen mit geringem Eigengeräusch vorzusehen. 

Für Außenwohnbereiche im Lärmpegelbereich IV oder höher ist durch bauliche 

Schallschutzmaßnahmen, wie z. B. Wintergärten, verglaste Loggien oder ver-

gleichbare Schallschutzmaßnahmen sicherzustellen, dass insgesamt eine 

Schallminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in den Wohnungen zuge-

hörige Außenwohnbereiche Tagespegel > 62 dB(A) nicht erreicht werden. Für 

Wintergärten und verglaste Loggien etc. ist durch schallgedämmte Lüftungen 

oder gleichwertige Maßnahmen bautechnischer Art eine ausreichende Belüftung 

sicherzustellen. 

Sofern für die einzelnen Gebäudefronten im Einzelfall geringere Lärmpegelbe-

reiche nachgewiesen werden, die z. B. zukünftig durch abschirmende Bauten 

entstehen, können für die Außenbauteile entsprechend geringere Schalldämm-

maßnahmen berücksichtigt werden. 

Die Maßnahmen sind nur bei baulichen Änderungen zwingend umzusetzen. 

Die Lärmpegelbereiche sind den Anlagen 5-d/n der Schalltechnischen Untersu-

chung zum Bebauungsplan „Jahnstraße“ (Koehler & Leutwein Karlsruhe, 

15.06.2023) zu entnehmen.  
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entnehmen. Die Maßnahmen sind nur bei baulichen Änderungen zwingend umzu-

setzen.  

Ein Schutz des Außenbereiches, wie z. B. von Balkonen, Terrassen oder Gärten, 

ist mit passiven Lärmschutzmaßnahmen nicht möglich. In der Regel liegen diese 

aber entlang der Hauptstraße nach Osten, zur lärmabgewandten Seite.  

„Aufgrund der Gegebenheit, dass das Plangebiet bereits bebaut ist und keine maß-

gebliche Verdichtung zu erwarten ist, entstehen auch keine maßgeblichen zusätz-

lichen Verkehre, die auf das Umfeld abwägungsrelevanten Einfluss haben.“ (Koeh-

ler & Leutwein, Juni 2023) 

 

Unveränderte Übernahme des Festsetzungstextes.  

 

Da der ursprünglich festgesetzte Höhenbezugspunkt mit Bezug auf die Gelände-

oberfläche unbestimmt ist, wird als neuer, nachvollziehbarer Bezugspunkt für die 

gesetzten Höhen baulicher Anlagen die an das Allgemeine Wohngebiet angren-

zende Verkehrsfläche gewählt.  

6.2 Begründung der geänderten örtlichen Bauvorschriften  

 

Entlang der Hauptstraße wird entsprechend der städtebaulichen Zielsetzung, den 

ortsbildtypischen Bestand zu erhalten, das Krüppelwalmdach als Dachform 

A.8 Pflanzgebot  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Je Baugrundstück ist ein Baum erster oder zweiter Ordnung Größe anzupflan-

zen und zu unterhalten.  

A.9 Höhenlagen baulicher Anlagen   

(§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Die Festlegung der Höhenlage der Gebäude wird auf die im Mittel gemessene 

Geländeoberfläche bezogen. 

Bezugspunkt für die festgesetzten Höhen baulicher Anlagen ist die Mitte der ge-

meinsamen Grenze des Allgemeinen Wohngebietes mit der jeweilig angrenzen-

den öffentlichen Verkehrsfläche in Grundstücksmitte. 

Das entsprechende Maß der max. Höhenlage der Fußbodenoberkante des Erd-

geschosses ist im Plan, für den jeweiligen Bereich, mit der Bezeichnung "OK" 

angegeben. Die ebenso begrenzte Höhe des Firstes ist im Plan mit "FH" bezeich-

net. 

B.2 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

B.1.1 Dachform  

Im reinen Wohngebiet WA 4 bis WA 9 Satteldach. Im allgemeinen Wohngebiet 

WA 1 bis WA 3 Sattel-, oder Walm- oder Krüppelwalmdach. 

B.1.2 Dachneigung  

Die Festsetzung der max. Dachneigung ist für den jeweiligen Bereich im Plan in 

der Nutzungsschablone eingetragen. 
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ergänzt. Zudem findet entsprechend des Bestandes eine Erhöhung der zulässigen 

Dachneigung von 30° auf 45° statt. (s. Abb. 12 und Abb. 13) 

Entlang der Jahnstraße und des Seidenweges bleibt die Dachform unverändert. 

Um einen Dachausbau mit ggf. einer zusätzlichen Wohneinheit für die Wohnge-

bäude östlich und westlich der Jahnstraße sowie südlich des Seidenweges zu er-

möglichen, wird die Dachneigung von 22° (östlich der Jahnstraße) bzw. 25° (west-

lich der Jahnstraße, südlich des Seidenweges) auf 36° (entsprechend des Bebau-

ungsplanes „Seidenweg“) erhöht. Ergänzend werden Dachaufbauten zugelassen 

(s. u.).  

 

Bereits seit 1993 darf Asbest nicht mehr als Baustoff verwendet werden, da die 

Asbestfaser stark gesundheitsgefährdend ist. Dementsprechend entfällt die Fest-

setzung zur Dacheindeckung mit Asbest. Entsprechend der bestehenden Dach-

eindeckung im Gebiet und der Dacheindeckung im benachbarten Baugebiet Sei-

denweg wird das zulässige Farbspektrum der Dacheindeckungen um schiefergrau 

und rotbraun erweitert. Zudem ist zukünftig im Sinne einer nachhaltigen Regen-

wasserbewirtschaftung eine Dachbegrünung zulässig.  

 

Die Örtliche Bauvorschrift zur Dachgestaltung wird unverändert übernommen.  

B.1.3 Dacheindeckung 

Engobierte Ziegel oder Asbestzementplatten in rotbrauner Farbe. 

Zur Dacheindeckung sind Ziegel und Betondachsteine in den Farben rot bis rot-

braun und schiefergrau sowie eine Dachbegrünung zulässig.  

Dacheindeckungen mit unbeschichteten Materialien wie Blei, Kupfer und Zink 

sind ausgeschlossen. 

B.1.4 Dachgestaltung  

Der Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut darf nicht höher 

als 3.25 m über der Oberkante des Fußbodens des letzten Vollgeschosses lie-

gen. Für zurückspringende Gebäudefluchten, deren Länge nicht mehr als 2/5 der 

Gesamtgebäudeseite beträgt, entfällt diese Beschränkung. 
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Um einen Dachausbau zu ermöglichen, entfällt für das ehemalige Reine Wohnge-

biet der allgemeine Dachgaubenausschluss. Zukünftig sind, wie auch in dem be-

nachbarten Baugebiet „Seidenweg“, Dachaufbauten pro Dachseite auf 50% der 

Gebäudelänge zulässig. Zur Schaffung einer ortbildverträglichen Dachlandschaft 

werden einheitliche Vorgaben zu der Ausgestaltung der Dachaufbauten vorgege-

ben.  

 

Die Örtliche Bauvorschrift wird unverändert übernommen.  

 

B.1.5 Dachaufbauten  

Dachgauben sind im WR nicht zulässig.  

Der Abstand der Dachaufbauten (Dachgauben, Zwerchgiebel und 

Zwerchhäuser) zum First muss mindestens 1,0 m, zur Giebelwand min-

destens 1,25 m und zur Traufe einschließlich Dachvorsprung mindestens 

0,8 m betragen. Die senkrechte Höhe der Dachaufbauten darf 1,7 m nicht 

überschreiten.  

Die Gebäudelänge ist die längere Seite des flächenkleinsten Rechtecks, 

welches die Gebäudefläche umfasst. Hierbei ist die Gebäudeaußenhülle 

ohne Dachüberstand zu berücksichtigen.  

 

B.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke   

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

Außenanlagen 

Auffüllungen und Abtragungen dürfen die gegebenen natürlichen Geländever-

hältnisse nicht beeinträchtigen. Die Geländeverhältnisse der Nachbargrundstü-

cke sind so zu berücksichtigen, dass der Anschluss ohne Stützmauer und steile 

Böschung (max.30 Grad) hergestellt wird. 
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Die Genehmigungspflicht für Einfriedungen entfällt, da diese Pflicht einen unge-

rechtfertigten Mehraufwand für Eigentümer wie auch Genehmigungsbehörde mit 

sich bringt. 

Die Höhenbeschränkung der Einfriedungen gilt zukünftig nur entlang der Straßen-

verkehrsflächen, da hier die Einfriedungen ortsbildprägend sind.  

 
Die Örtliche Bauvorschrift wird unverändert übernommen.  

Abstandsflächen  

Durch eine Aufstockung eines Wohngebäudes ergibt sich nach LBO kein erhöhter 

Anspruch an die Abstandsfläche. Der Gesetzgeber hat im Sinne einer Vereinfa-

chung einer erwünschten Nachverdichtung die Erleichterung geschaffen, dass für 

eine Aufstockung um bis zu zwei Geschosse, die bestehenden Abstandsflächen 

im Ergebnis nicht zu beachten sind. Zudem entfällt die Aufzugpflicht. Beides gilt 

jedoch nur, wenn die Baugenehmigung oder das Kenntnisgabeverfahren mehr als 

fünf Jahre zurückliegt. 

Die übrigen rechtlichen Vorgaben sind einzuhalten und insbesondere muss das 

Vorhaben die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes beachten.  

Stellplatzverpflichtung  

Bisher trifft der Bebauungsplan „Jahnstraße, 1. Änderung“ und seine Örtlichen 

Bauvorschriften keine Regelungen zu der notwendigen Anzahl der Stellplätze. 

B.3 Einfriedigungen   

(§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 

Genehmigungspflicht der Einfriedigungen 

Abweichend von § 52 LBO sind Einfriedigungen entlang der Verkehrsfläche ge-

nehmigungspflichtig. 

B.3.1 Mauern 

Mauern und Pfeiler sind nur zur Befestigung von Eingangs- oder Einfahrtstoren 

sowie zur Unterbringung von Mülltonnen gestattet. 

B.3.2 Gestaltung der Einfriedungen 

Gestattet sind:  Sockel aus Naturstein oder 

   Beton 

   Heckenhinterpflanzung  

   Holzzäune 

   Drahtgeflecht 

Gesamthöhe: max. 1 ,00 m, 1,50 m.  

Die Höhenbeschränkung gilt nur entlang der Straßenverkehrsflächen.  

Sockelhöhe entlang der Jahnstraße max. 0,30 m., im übrigen max. 0,20 m.. 

B.4 Ordnungswidrigkeiten§ 75 LBO 

(§ 75 LBO) 

Ordnungswidrigkeit: Ordnungswidrig im Sinne § 75 LBO handelt, wer den Fest-

setzungen der hiermit nach § 74 LBO erlassenen, örtlichen Bauvorschriften zu-

widerhandelt. 
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Auch der Geltungsbereich der Stellplatzsatzung der Gemeinde Nußloch endet 

südlich des Änderungsbereiches.  

Auf eine Erhöhung der Stellplatzverpflichtung für Wohnungen nach § 74 Abs. 2 

Satz 2 LBO über den nach § 37 Abs. 1 LBO „notwendigen Kfz-Stellplatz“ wird ver-

zichtet, da Zielsetzung der Bebauungsplanänderung die Schaffung von zusätzli-

chem Wohnraum im Bestand ist. Würde hier der Stellplatzschlüssel gegenüber der 

jetzigen Regelung erhöht werden, stände dies der Zielsetzung entgegen. Diese 

Zielsetzung stimmt mit der Intention der bereits 2019 stattgefundenen Gesetzes-

änderung überein, die die Stellplatzverpflichtung nach § 37 LBO dahingehend ge-

ändert hat, dass bei der Schaffung von zusätzlichem Wohnraum, insbesondere 

durch Aufstockung, keine zusätzlichen Stellplätze herzustellen sind. Vorausset-

zung ist, dass die Baugenehmigung oder Kenntnisgabe für das Gebäude mindes-

tens 5 Jahre zurückliegt. Dies dürfte für die Mehrzahl der Gebäude im Änderungs-

bereich zutreffen.  

6.3 Hinweise 

Hinweise sind keine Planungsziele der Gemeinde, sondern Hinweise an die Bau-

ausführung bzw. künftige Bauherren. Sie entbinden die Verantwortlichen nicht von 

ihrer eigenen Verantwortung und den Sorgfaltspflichten. 

C HINWEISE 

C.1 Archäologische Funde 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 

Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal-

schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-

zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 

Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 

Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 

Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die 

Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Siche-

rung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 

Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in 

Kenntnis gesetzt werden. 

C.2 Bodenschutz 

Zahlreiche Untersuchungen belegen, dass durch die besondere geologische Situa-

tion und dem damit bedingten ehemaligen Bergbau im Raum Wiesloch/Nußloch teil-

weise erhebliche Belastungen der Böden mit Schwermetallen vorliegen. 

Oberflächennaher Bergbau, erzhaltige Sedimente sowie die Gewinnung und Ver-

hüttung der Erze, die Ablagerung von Abraummaterial, die Verwendung für den We-

gebau und für Auffüllungen sowie der Transport durch Wind und Wasser haben zu 

einer großräumigen Verteilung von schwermetallhaltigem Material geführt.  

Bei Erdaushubarbeiten in der beschriebenen Raumschaft können immer wieder 

Reste des ehemaligen Bergbaus auftreten. Dies können einerseits optisch auffällige, 

dunkel gefärbte Schlackenhorizonte sein, andererseits können die Böden bzw. Ge-

steine geologisch bedingt mit Schwermetallen durchsetzt sein, die nur in seltenen 

Fällen optisch wahrgenommen werden können. Bei der Durchmischung von belas-

teten mit unbelasteten Bodenhorizonten kann es nicht nur zu einer weiteren Vertei-

lung von Schadstoffen kommen, es kann auch eine Gefährdung von Böden und 
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Gewässern an anderer Stelle auftreten, z.B. wenn dieser Aushub für Auffüllungen 

andernorts verwendet wird. 

Eine Vermischung ist daher mit den Grundsätzen des Bodenschutzes nicht zulässig 

und ist strikt zu vermeiden. 

Vor Beginn der Erdarbeiten muss durch einen Sachverständigen eine repräsentative 

Mischprobe des Bodenmaterials entnommen und auf die Parameter Arsen, Blei, 

Cadmium, Thallium und Zink im Feststoff und im Eluat untersucht werden, um eine 

ordnungsgemäße Verwertung /Entsorgung des Aushubmaterials zu gewährleisten. 

Bei sonstigen Auffälligkeiten (z.B. Geruch) ist der Untersuchungsumfang entspre-

chend den Festlegungen durch den Sachverständigen zu erweitern. Wenn eine sen-

sible Folge-nutzung wie z.B. Wohnbebauung und Kinderspielflächen vorgesehen ist, 

ist eine Überprüfung der oberflächennahen Belastungssituation empfehlenswert. 

Diese Empfehlung kann auch auf Anbau von Gemüse ausgedehnt werden. 

Für die Probennahme und die Analytik sind die Vorgaben der technischen Regeln 

der LAGA (Länderarbeitsgemeinschaft Abfall) der jeweils gültigen Fassung zu 

Grunde zu le-gen. An den jeweiligen Untersuchungsergebnissen orientiert sich das 

weitere Vorgehen hinsichtlich der Entsorgung / Verwertung des Aushubmaterials. 

Die Untersuchungsergebnisse sind der Gemeinde Nußloch, Bürgermeisteramt und 

der Unteren Bodenschutzbehörde beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Heidel-

berg unverzüglich und unaufgefordert sowie vor Beginn der Aushubtätigkeit vorzu-

legen. 

Durch diese Vorgehensweise können Entsorgungsprobleme vermieden und der 

Kontamination großer Erdaushubmassen durch geringe Mengen von hoch kon-

zentrierten Sedimenten oder Schlacken vorgebeugt werden. 

Bei allen Baumaßnahmen ist humoser Oberboden (Mutterboden) und Unterboden 

getrennt auszubauen. Erdaushub, der wiederverwendet wird, ist vorrangig im Gebiet 

wiederzuverwenden und muss auf dem Grundstück zwischengelagert werden. Als 

Lager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 

BodSchG gewährleisten (Schütthöhe max. 2,00 m, Schutz vor Vernässung etc.). 

In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu 

vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor erheblichen und nachhaltigen Ver-

änderungen zu schützen. 

Als Aufschüttungsmaterial dürfen kein belastetes Bodenmaterial und kein Oberbo-

den verwendet werden. Entsprechende Normen, Verordnungen und Hinweise (u.a. 

DIN 18915, VwV Boden, Vorläufige Hinweise zum Einsatz von Baustoffrecyclingma-

terial) sind zu be-achten.  

Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens und/oder organoleptische Auf-

fälligkeiten im Zuge von Erschließungsarbeiten, Erdarbeiten und/oder bei generellen 

Eingriffen in den Untergrund bekannt werden, ist das Wasserrechtsamt, konkret die 

zuständige Untere Bodenschutz- und Altlastenbehörde, beim Landratsamt Rhein-

Neckar-Kreis unverzüglich zu verständigen.  

Die Flächeninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtung, Baustraßen und Lager-

plätze ist auf ein Minimum zu reduzieren. Die betroffenen Flächen bzw. die bean-

spruchten Böden sind nach Abschluss der Arbeiten rasch und vollständig wieder-

herzustellen. 
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C.3 Schutz unterirdischer und oberirdischer Leitungen 

Bei Erdarbeiten sind die Vorschriften der Versorgungsträger zu beachten. Bepflan-

zungen sind so vorzunehmen, dass die Versorgungsleitungen nicht gefährdet wer-

den. Bauwerke sind so zu gründen, dass mit einer Gefährdung unterirdischer Lei-

tungen nicht zu rechnen ist. 

C.4 Pflichten des Eigentümers   

Der Eigentümer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Be-

leuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper 

und des Zubehörs, das Aufstellen von Kennzeichen und Hinweisschildern für Er-

schließungsanlagen einschließlich deren Fundamente sowie Fundamente, Bö-

schungen und Auffüllungen die zur Herstellung der Erschließungsanlagen und öf-

fentlichen Grünflächen erforderlich sind auf seinem Grundstück zu dulden (§ 126 

Abs.1 BauGB).  

C.5 Insektenschutz, Verbot von Schottergärten 

Bei der Anlage von Haus- und Vorgärten sowie bei allen Beleuchtungsanlagen sind 

die Vorgaben der §§ 21 und 21a des Naturschutzgesetzes Baden-Württemberg zum 

Insektenschutz zu beachten. 

Es ist darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet werden 

und Gartenflächen vorwiegend begrünt werden. Schotterungen zur Gestaltung von 

privaten Gärten sind grundsätzlich keine andere zulässige Verwendung im Sinne 

des § 9 Absatz 1 Satz 1 LBO. Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig 

belassen oder hergestellt werden. 

Nicht um einen nach § 21a NatSchG verbotenen Schottergarten handelt es sich trotz 

der Verwendung mineralischer Materialien, bei 

1. der Herstellung eines fachgerechten Lebensbereichs Alpinum/Steingarten oder 

2. einer Kies-/Splittmulchung bis zur Korngröße 16 mm (bei speziellen Pflanzungen 

wird auch eine Körnung bis 32 mm eingesetzt), bei der keine Trennlage (wasserun-

durchlässig/wurzelfest) verwendet wird. Ziel der Mulchung ist es, den Boden abzu-

magern oder die Verdunstung zu reduzieren. Die Pflanzung muss grundsätzlich der 

Fläche ein Gepräge geben. Dies ist gegeben bei einer Begrünung mit einem gleich-

mäßigen Bestand in Wuchs und Verteilung und einer Bodendeckung von mindes-

tens 70 %.  

(Quelle: Schreiben des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Ba-

den-Württemberg vom 15.02.2021). 

C.6 Rodungszeitraum für Gehölze 

Gehölze dürfen gemäß § 39 Absatz 2 BNatSchG nur im Winterhalbjahr (01.10.-

28.02.) beseitigt, auf Stock gesetzt oder abgeschnitten werden. Zulässig sind scho-

nende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder 

zur Gesunderhaltung von Bäumen.  

C.7 Artenschutz  

Bei dem Plangebiet handelt sich um ein bereits nach § 30 BauGB bebaubares und 

weiten Teilen bereits bebautes Gebiet. Der Artenschutz nach Bundesnaturschutz-

gesetzt (BNatSchG) gilt davon unabhängig immer und überall.  

Besonders geschützt sind insbesondere alle europäischen Vogelarten, wie 

Haussperling, Mauersegler, Hausrotschwanz, Schwalben und alle Greif- und Eulen-

vögel sowie Wildbienen und Hornissen. 
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Streng geschützt sind besonders geschützte Arten mit sehr hohem Schutzbedürfnis, 

dazu zählen u.a. alle heimischen Fledermäuse, Turmfalke, Schleiereule und Wald-

kauz, sowie Zauneidechse und Schlingnatter. 

Die Bauherrenschaft ist verpflichtet, die dem Artenschutz dienenden Verbote nach 

§ 44 Abs. 1 BNatSchG zu beachten. Es ist verboten:  

- wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie 

zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

- wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vo-

gelarten, während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinte-

rungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören, 

- Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 

geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören, 

- wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihrer Entwick-

lungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu be-

schädigen oder zu zerstören. 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders geschützter Arten verlieren ihren 

Schutz nicht, wenn sie kurzzeitig oder vorübergehend nicht benutzt werden, z. B. 

weil sich die Bewohner auf Nahrungssuche oder im südlichen Winterquartier befin-

den, erwartungsgemäß aber die genannten Lebensstätten danach wieder aufsu-

chen. Deshalb sind z.B. Quartiere von Fledermäusen sowie Nester von Mauerseg-

lern und Schwalben auch ganzjährig besonders geschützt. 

Bauarbeiten dürfen nur durchgeführt werden, wenn geschützte Arten dadurch nicht 

beeinträchtigt werden. Werden bei Sanierungen, dem Um-, Ausbau oder Abbruch 

von Bauwerken oder beim Freimachen bzw. Herrichten eines Baufeldes besonders 

geschützte Tiere oder die genannten Lebensstätten wie oben ausgeführt beeinträch-

tigt, liegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 BNatSchG vor. 

Die Arbeiten sind sofort zu unterbrechen, wenn Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 

besonders geschützter Tierarten (z.B. Vogelnester, Bruthöhlen, Schlafplätze von 

Eulen, Fledermäusen, Zauneidechsen) festgestellt worden sind oder Tiere streng 

geschützter Arten oder der europäischen Vogelarten erheblich gestört oder gar ge-

tötet werden könnten. Nach Unterrichtung der unteren Naturschutzbehörde ist deren 

Entscheidung abzuwarten. 

Die Naturschutzbehörden können von den o. g. Verboten unter bestimmten Voraus-

setzungen Ausnahmen zulassen bzw. eine Befreiung gewähren. 

Damit es während der Vorhabendurchführung nicht zu Verzögerungen kommt, sollte 

der Vorhabenträger bereits während der Planungsphase die Bausubstanz sowie de-

ren Umfeld bzw. das Baufeld von einer fachlich geeigneten Person hinsichtlich vor-

kommender Arten und vorhandener Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders 

oder streng geschützter Tierarten untersuchen lassen, um ggf. rechtzeitig eine ar-

tenschutzrechtliche Gestattung bei der Naturschutzbehörde beantragen zu können.  

Kontakt:   

Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis  

Amt für Landwirtschaft und Naturschutz  

53.04 Untere Naturschutzbehörde  

Postfach 10 46 80, 69036 Heidelberg  
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Mail: landwirtschaft-naturschutz@rhein-neckar-kreis.de 

Tel.: 06221/522-5300 

Die sich aus der Entscheidung der Naturschutzbehörde ergebenden Bedingungen 

oder Auflagen können dann frühzeitig in die Planungen einfließen. 

Nach § 69 BNatSchG können Zuwiderhandlungen gegen die §§ 39 und 44 

BNatSchG als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro 

geahndet oder ggf. als Straftat verfolgt werden.  

C.8 Photovoltaikpflicht  

Nach dem Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg (KSG BW) besteht eine Photo-

voltaikpflicht (PV-Pflicht) für alle neuen Wohngebäude, wie auch bei grundlegenden 

Dachsanierungen. Bauherrinnen und Bauherren sind dazu verpflichtet, auf der für 

eine Solarnutzung geeigneten Dachfläche eine Photovoltaikanlage zur Stromerzeu-

gung zu installieren.  

Hinweis: Grundlegende Dachsanierungen sind Baumaßnahmen, bei denen die Ab-

dichtung oder die Eindeckung eines Daches vollständig erneuert wird. Gleiches gilt 

auch bei einer Wiederverwendung von Baustoffen. Ausgenommen sind Baumaß-

nahmen, die ausschließlich zur Behebung kurzfristig eingetretener Schäden vorge-

nommen werden. 

Die örtlichen Bauvorschriften nach § 74 Abs. 1 Satz 2 LBO stehen der Nutzung von 

erneuerbaren Energien (EE) nicht entgegen. 

C.9 Pflanzgebot 

Mit Bezug auf § 16 des baden-württembergischen Nachbarrechtes vom 

11.12.1959 sind die hier verwendeten Begriffe wie folgt definiert:  

Baume     1. Ordnung: Gehölze nach Abschnitt. (1) 6  

Bäume    2. Ordnung: Gehölze nach Abschn. (1)4 und 5. 

Das baden-württembergische Nachbarrecht ist bei Pflanzung zu beachten.  
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7 Flächenbilanz  

 

 

Ursprungsplan mit 1. 

Änderung  2. Änderung  

Reines Wohngebiet  19.606  0 

Allgemeines Wohngebiet  5.592 25.053 

Unbeplanter Innenbereich Flst. 14/1 356 0 

Verkehrsfläche  2.736 2.999 

Öffentliche Grünfläche  0 238 

Fläche Änderungsbereich  28.290 28.290 

Abb. 22: Flächenbilanz der Änderung  
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Anhang 1: Synopse BauNVO  

 

§ BauNVO 1977  BauNVO 2017/2021  Auswirkung  

§ 17  

Zulässiges 

Maß der 

baulichen 

Nutzung 

(1) Das Maß der baulichen Nut-

zung darf höchstens betragen 

WA  

II Vollgeschoss GRZ 0,4 und 

GFZ 0,8 

Orientierungswerte für die Be-

stimmung des Maßes der bauli-

chen Nutzung. 

GRZ 0,4, GFZ 1,2 

hier:  

Keine, da Obergren-

zen / Orientierungs-

werte eingehalten wer-

den.  

§ 18 Vollge-

schosse / § 

20  

Als Vollgeschosse gelten Ge-

schosse, die nach landesrecht-

lichen Vorschriften Vollge-

schosse sind oder auf ihre Zahl 

angerechnet werden. 

Als Vollgeschosse gelten Ge-

schosse, die nach landesrechtli-

chen Vorschriften Vollgeschosse 

sind oder auf ihre Zahl angerech-

net werden. 

keine  

§ 19 Grund-

flächen-

zahl, zuläs-

sige Grund-

fläche  

… 

(4) Auf die zulässige Grundflä-

che werden die Grundflächen 

von Nebenanlagen im Sinne 

des § 14 nicht angerechnet. 

Das gleiche gilt für Balkone, 

Loggien, Terrassen sowie für 

bauliche Anlagen, soweit sie 

nach Landesrecht im Bauwich 

oder in den Abstandsflächen 

zulässig sind oder zugelassen 

werden können. 

… 

(4) Bei der Ermittlung der Grund-

fläche sind die Grundflächen von  

1. Garagen und Stellplätzen mit 

ihren Zufahrten, 

2. Nebenanlagen im Sinne des § 

14, 

3. baulichen Anlagen unterhalb 

der Geländeoberfläche, durch 

die das Baugrundstück lediglich 

unterbaut wird, 

mitzurechnen. Die zulässige 

Grundfläche darf durch die 

Grundflächen der in Satz 1 be-

zeichneten Anlagen bis zu 50 

vom Hundert überschritten wer-

den, höchstens jedoch bis zu ei-

ner Grundflächenzahl von 0,8; 

weitere Überschreitungen in ge-

ringfügigem Ausmaß können zu-

gelassen werden. Im Bebau-

ungsplan können von Satz 2 ab-

weichende Bestimmungen ge-

troffen werden. Soweit der Be-

bauungsplan nichts anderes fest-

setzt, kann im Einzelfall von der 

Einhaltung der sich aus Satz 2 er-

gebenden Grenzen abgesehen 

werden 

1. bei Überschreitungen mit ge-

ringfügigen Auswirkungen auf die 

natürlichen Funktionen des Bo-

dens oder 

2. wenn die Einhaltung der Gren-

zen zu einer wesentlichen Er-

schwerung der zweckentspre-

chenden Grundstücksnutzung 

führen würde. 

Grundflächen von Ga/ 

St / Na müssen mit an-

gerechnet werden, 

Überschreitungsmög-

lichkeit bis zu 50 von 

Hundert möglich 

hier:  

BP alt GRZ 0,3; keine 

Deckelung der GR für 

Ga/ St / Na 

BP neu GRZ 0,3; 

Überschreitung nach § 

19 Abs. 4 bis GRZ 

0,45 

§ 20 (1) Die Geschoßflächenzahl 

gibt an, wieviel Quadratmeter 

Geschoßfläche je Quadratme-

ter Grundstücksfläche im Sinne 

des § 19 Abs. 3 zulässig sind. 

(1) Als Vollgeschosse gelten Ge-

schosse, die nach landesrechtli-

chen Vorschriften Vollgeschosse 

sind oder auf ihre Zahl angerech-

net werden. 
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§ BauNVO 1977  BauNVO 2017/2021  Auswirkung  

2) Die Geschoßfläche ist nach 

den Außenmaßen der Ge-

bäude in allen Vollgeschossen 

zu ermitteln. Die Flächen von 

Aufenthaltsräumen in anderen 

Geschossen einschließlich der 

zu ihnen gehörenden Treppen-

räume und einschließlich ihrer 

Umfassungswände sind mitzu-

rechnen. 

(3) Bauliche Anlagen und Ge-

bäudeteile im Sinne des § 19 

Abs. 4 bleiben bei der Ermitt-

lung der Geschoßfläche unbe-

rücksichtigt. 

(2) Die Geschossflächenzahl gibt 

an, wieviel Quadratmeter Ge-

schossfläche je Quadratmeter 

Grundstücksfläche im Sinne des 

§ 19 Absatz 3 zulässig sind. 

(3) Die Geschossfläche ist nach 

den Außenmaßen der Gebäude 

in allen Vollgeschossen zu ermit-

teln. Im Bebauungsplan kann 

festgesetzt werden, dass die Flä-

chen von Aufenthaltsräumen in 

anderen Geschossen einschließ-

lich der zu ihnen gehörenden 

Treppenräume und einschließ-

lich ihrer Umfassungswände 

ganz oder teilweise mitzurech-

nen oder ausnahmsweise nicht 

mitzurechnen sind. 

(4) Bei der Ermittlung der Ge-

schossfläche bleiben Nebenanla-

gen im Sinne des § 14, Balkone, 

Loggien, Terrassen sowie bauli-

che Anlagen, soweit sie nach 

Landesrecht in den Abstandsflä-

chen (seitlicher Grenzabstand 

und sonstige Abstandsflächen) 

zulässig sind oder zugelassen 

werden können, unberücksich-

tigt. 

 

Sofern der BP keine 

anderweitige Rege-

lung trifft, sind seit 

1990 Aufenthalts-

räume bei der GF-

Ermittlung nicht zu be-

rücksichtigen, sofern 

sie nicht in einem Voll-

geschoss liegen. z. B. 

Aufenthaltsräume in 

einem Staffelgeschoss 

bleiben unberücksich-

tigt.  

hier:  

BP alt: GFZ 0,7 

BP neu: GFZ 0,7, GF 

Staffelgeschoss bleibt 

unberücksichtigt → Er-

höhung möglichen GF  

 

 


